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Verpflichtungserklärung
für Gehilfen und Mitarbeiter von Angehörigen

der wirtschaftsprüfenden und der steuerberatenden Berufe zur
Verschwiegenheit und zur Einhaltung

der Qualitätssicherungsregelungen der

(Name der WP-Praxis)

Nach § 50 Wirtschaftsprüferordnung und soweit anwendbar auch nach § 62 Steuerberatungs-
gesetz bin ich heute durch meinen Arbeitgeber zur Verschwiegenheit verpflichtet worden. Nach § 5
Abs. 3 der Berufssatzung WP/vBP bin ich außerdem zur Einhaltung der Vorschriften zum
Datenschutz, zur Beachtung der Insiderregeln und zur Einhaltung der Regelungen und
Maßnahmen des Qualitätssicherungssystems in der WP-Praxis verpflichtet worden.

Die Pflicht zur Verschwiegenheit, zur Beachtung des Datenschutzes und zu den Insider-Re-
gelungen sowie die in der Praxis eingeführten Regelungen und Maßnahmen des Qualitäts-
sicherungssystems werde ich in ihrer derzeitigen und künftig geltenden Fassung beachten. Mir ist
erläutert worden, welchen internen Informationssystemen der Praxis der jeweils aktuelle Stand des
Qualitätssicherungssystems zu entnehmen ist und dass ich verpflichtet bin, mich hierüber
fortlaufend zu informieren.

Die Verpflichtungserklärung wurde durch Handschlag bekräftigt.

Ich wurde zum wesentlichen Inhalt der umstehend abgedruckten gesetzlichen Bestimmungen über
die Verschwiegenheitspflicht belehrt und weiß, dass die Pflicht zur Verschwiegenheit zeitlich
unbegrenzt ist, also auch nach Beendigung meines Dienstverhältnisses fortbesteht. Mir ist bewusst,
dass sich die Verschwiegenheitspflicht auf alle Kenntnisse von Tatsachen und Umständen
erstreckt, die mir als Mitarbeiter anvertraut oder bekannt werden. Verschwiegenheit habe ich
gegenüber jedermann zu bewahren, also z.B. auch gegenüber meinen Familienangehörigen und
gegenüber Kollegen, soweit eine Aussprache zu einzelnen Vorgängen nicht auftragsmäßig, also
dienstlich, veranlasst ist. Meiner Verschwiegenheitspflicht unterliegen auch die mir dienstlich
bekannt gewordenen persönlichen, wirtschaftlichen, organisatorischen und steuerlichen
Verhältnisse meines Arbeitgebers und der anderen im Büro tätigen Kräfte. Über das
Zeugnisverweigerungsrecht nach der Straf- und Zivilprozessordnung sowie nach der
Abgabenordnung bin ich besonders belehrt worden. Ich werde diese Vorschriften beachten. Auch
vor Behörden und Gerichten werde ich keine mir dienstlich anvertrauten oder bekannt gewordenen
Tatsachen und Umstände offenbaren, es sei denn, dass mein Arbeitgeber mich von meiner
Verschwiegenheitspflicht entbindet oder ich nach der Gesetzeslage auch ohne eine solche
Befreiung aussagen muss.

Eine Ausfertigung dieser Verpflichtungserklärung ist mir ausgehändigt worden.
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Verpflichtungserklärung 3 

Gesetzliche Bestimmungen über die Verschwiegenheitspflicht
der wirtschaftsprüfenden und steuerberatenden Berufe*)

Wirtschaftsprüferordnung 

§ 43 Abs. 1
(1) Der Wirtschaftsprüfer hat seinen Beruf unabhängig, gewissen-

haft, verschwiegen und eigenverantwortlich auszuüben. Er hat 
sich insbesondere bei der Erstattung von Prüfungsberichten 
und Gutachten unparteiisch zu verhalten. 

§ 57b Abs. 1 und 3
(1) Der Prüfer für Qualitätskontrolle und seine Gehilfen, die Mitglie-

der der Kommission für Qualitätskontrolle (§ 57e) und die Be-
diensteten der Wirtschaftsprüferkammer sind, auch nach Been-
digung ihrer Tätigkeit, verpflichtet, über die ihnen im Rahmen 
der Qualitätskontrolle bekannt gewordenen Angelegenheiten 
Verschwiegenheit zu bewahren. 

(3) Soweit dies zur Durchführung der Qualitätskontrolle erforderlich 
ist, ist die Pflicht zur Verschwiegenheit nach Absatz 1, § 43
Abs. 1 Satz 1, § 64 Abs. 1 dieses Gesetzes und § 323 Abs. 1
Satz 1 des Handelsgesetzbuchs sowie die Pflicht zur Ver-
schwiegenheit der Personen, die den Beruf gemeinsam mit 
dem Wirtschaftsprüfer in eigener Praxis ausüben, einge-
schränkt.

§ 62 Abs. 1 bis 5
(1) Persönliche Mitglieder der Wirtschaftsprüferkammer haben in 

Aufsichts- und Beschwerdesachen vor der Wirtschaftsprüfer-
kammer zu erscheinen, wenn sie zur Anhörung geladen wer-
den. Sie haben dem Vorstand, einer Abteilung im Sinne des 
§ 59a, dem Beirat oder einem Beauftragten des Vorstandes,
des Beirates oder eines Ausschusses auf Verlangen Auskunft 
zu geben und ihre Handakten oder sonstige Unterlagen, die für 
das Aufsichts- und Beschwerdeverfahren von Bedeutung sein 
können, vorzulegen.

(2) Die Auskunft und die Vorlage von Unterlagen können verwei-
gert werden, wenn und soweit dadurch die Pflicht zur Ver-
schwiegenheit verletzt würde. Die Auskunft kann verweigert 
werden, wenn und soweit sich dadurch die Gefahr ergäbe, we-
gen einer Straftat, einer Ordnungswidrigkeit oder einer Berufs-
pflichtverletzung verfolgt zu werden, und sich das Mitglied hie-
rauf beruft. Auf ein Recht zur Auskunftsverweigerung ist hinzu-
weisen. Wenn die Auskunft oder die Vorlage von Unterlagen 
nicht verweigert wurde, besteht die Verpflichtung, richtige und 
vollständige Auskünfte zu erteilen und richtige und vollständige 
Unterlagen vorzulegen.

(3) Die richtige und vollständige Auskunft und Vorlage von Unterla-
gen können nicht von denjenigen persönlichen Mitgliedern der 
Wirtschaftsprüferkammer verweigert werden, die zur Durchfüh-
rung gesetzlich vorgeschriebener Abschlussprüfungen befugt 
sind oder solche ohne diese Befugnis tatsächlich durchführen, 
wenn die Auskunft und die Vorlage von Unterlagen im Zusam-
menhang mit der Prüfung eines der gesetzlichen Pflicht zur Ab-
schlussprüfung unterliegenden Unternehmens stehen. Absatz 2 
Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(4) Die Angestellten der Wirtschaftsprüferkammer sowie die sonsti-
gen Personen, deren sich die Wirtschaftsprüferkammer bei der 
Berufsaufsicht bedient, können die Grundstücke und Ge-
schäftsräume von Berufsangehörigen und von Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaften innerhalb der üblichen Betriebs- und Ge-
schäftszeiten betreten und besichtigen, Einsicht in Unterlagen 
nehmen und hieraus Abschriften und Ablichtungen anfertigen. 
Die betroffenen Berufsangehörigen und Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaften haben diese Maßnahmen zu dulden. 

(5) Die bei Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 4 gegebenen 
Auskünfte und vorgelegten Unterlagen dürfen nur für Zwecke 
der der Auskunft und der Vorlage zugrunde liegenden Ermitt-
lungen in Aufsichts- und Beschwerdesachen verwertet werden; 
sobald die Unterlagen nicht mehr erforderlich sind, sind sie un-
verzüglich zurückzugeben.

Steuerberatungsgesetz

§ 22 Abs. 5
(5) Die Geschäftsprüfer sind zu gewissenhafter und unparteii-

scher Prüfung und zur Verschwiegenheit verpflichtet. Sie dür-
fen Geschäftsgeheimnisse, die sie bei der Wahrnehmung ih-
rer Obliegenheiten erfahren haben, nicht unbefugt verwerten. 
Wer seine Obliegenheiten vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt, haftet dem Lohnsteuerhilfeverein für den daraus ent-
stehenden Schaden. Mehrere Personen haften als Gesamt-
schuldner.

§ 57 Abs. 1
(1) Steuerberater und Steuerbevollmächtigte haben ihren Beruf 

unabhängig, eigenverantwortlich, gewissenhaft, verschwiegen 
und unter Verzicht auf berufswidrige Werbung auszuüben.

§ 80 Abs. 1
(1) In Aufsichts- und Beschwerdesachen haben Mitglieder der 

Steuerberaterkammer dem Vorstand oder dem durch die Sat-
zung bestimmten Organ der zuständigen Steuerberaterkam-
mer  oder einem Beauftragten des Vorstandes oder des Or-
gans Auskunft zu geben sowie auf Verlangen ihre Handakten 
vorzulegen oder vor der zuständigen Steuerberaterkammer 
zu erscheinen. Das gilt nicht, wenn und soweit der Steuerbe-
rater oder Steuerbevollmächtigte dadurch seine Verpflichtung 
zur Verschwiegenheit verletzen oder sich durch wahrheits-
gemäße Beantwortung oder Vorlage seiner Handakten die 
Gefahr zuziehen würde, wegen einer Straftat, einer Ord-
nungswidrigkeit oder einer Berufspflichtverletzung verfolgt zu 
werden und er sich hierauf beruft. Der Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigte ist auf das Recht zur Auskunftsverwei-
gerung hinzuweisen.

Strafgesetzbuch

§ 203 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 3 bis 5
(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum 

persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als

3. Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in
einem gesetzlich geordneten Verfahren, Wirtschafts-
prüfer, vereidigtem Buchprüfer, Steuerberater, Steu-
erbevollmächtigten oder Organ oder Mitglied eines Or-
gans einer Rechtsanwalts-, Patentanwalts-, Wirt-
schaftsprüfungs-, Buchprüfungs- oder Steuerbera-
tungsgesellschaft, 

anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bestraft.

(3) Einem in Absatz 1 Nr. 3 genannten Rechtsanwalt stehen 
andere Mitglieder einer Rechtsanwaltskammer gleich. Den in 
Absatz 1 und Satz 1 Genannten stehen ihre berufsmäßig täti-
gen Gehilfen und die Personen gleich, die bei ihnen zur Vor-
bereitung auf den Beruf tätig sind. Den in Absatz 1 und den in 
Satz 1 und 2 Genannten steht nach dem Tod des zur Wah-
rung des Geheimnisses Verpflichteten ferner gleich, wer das 
Geheimnis von dem Verstorbenen oder aus dessen Nachlaß 
erlangt hat. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auch anzuwenden, wenn der Täter 
das fremde Geheimnis nach dem Tod des Betroffenen unbe-
fugt offenbart.

(5) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder 
einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädi-
gen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
Geldstrafe.
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§ 204
(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 

oder Geschäftsgeheimnis, zu dessen Geheimhaltung er nach 
§ 203 verpflichtet ist, verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu
zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) § 203 Abs. 4 gilt entsprechend.

Strafprozessordnung

§ 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Abs. 2 Satz 1
(1) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind ferner berechtigt: 

3. Rechtsanwälte, Patentanwälte, Notare, Wirtschaftsprüfer,
vereidigte Buchprüfer, Steuerberater und Steuerbevoll-
mächtigte ... über das, was ihnen in dieser Eigenschaft an-
vertraut worden oder bekanntgeworden ist, 

(2) Die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 3b Genannten dürfen das 
Zeugnis nicht verweigern, wenn sie von der Verpflichtung zur 
Verschwiegenheit entbunden sind. 

§ 53a
(1) Den in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 Genannten stehen ihre 

Gehilfen und die Personen gleich, die zur Vorbereitung auf den 
Beruf an der berufsmäßigen Tätigkeit teilnehmen. Über die 
Ausübung des Rechtes dieser Hilfspersonen, das Zeugnis zu 
verweigern, entscheiden die in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 
Genannten, es sei denn, daß diese Entscheidung in absehbarer 
Zeit nicht herbeigeführt werden kann. 

(2) Die Entbindung von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit 
(§ 53 Abs. 2 Satz 1) gilt auch für die Hilfspersonen.

§ 76 Abs. 1
Dieselben Gründe, die einen Zeugen berechtigen, das Zeugnis zu 
verweigern, berechtigen einen Sachverständigen zur Verweigerung 
des Gutachtens. Auch aus anderen Gründen kann ein Sachverstän-
diger von der Verpflichtung zur Erstattung des Gutachtens entbun-
den werden.

§ 97 Abs. 1, 2 und 3
(1) Der Beschlagnahme unterliegen nicht 

1. schriftliche Mitteilungen zwischen dem Beschuldigten und
den Personen, die nach § 52 oder § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
bis 3b das Zeugnis verweigern dürfen; 

2. Aufzeichnungen, welche die in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis
3b Genannten über die ihnen vom Beschuldigten anvertrauten
Mitteilungen oder über andere Umstände gemacht haben, 
auf die sich das Zeugnisverweigerungsrecht erstreckt; 

3. andere Gegenstände einschließlich der ärztlichen Untersu-
chungsbefunde, auf die sich das Zeugnisverweigerungs-
recht der in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3b Genannten er-
streckt. 

(2) Diese Beschränkungen gelten nur, wenn die Gegenstände im 
Gewahrsam der zur Verweigerung des Zeugnisses Be-
rechtigten sind, ... Die Beschränkungen der Beschlagnahme 
gelten nicht, wenn bestimmte Tatsachen den Verdacht begrün-
den, dass die zeugnisverweigerungsberechtigte Person an der 
Tat oder an einer Begünstigung, Strafvereitelung oder Hehlerei 
beteiligt ist, oder wenn es sich um Gegenstände handelt, die 
durch eine Straftat hervorgebracht oder zur Begehung einer 
Straftat gebraucht oder bestimmt sind oder die aus einer Straf-
tat herrühren.

(3) Die Absätze 1 und 2 sind entsprechend anzuwenden, soweit die 
Hilfspersonen (§ 53a) der in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3b Ge-
nannten das Zeugnis verweigern dürfen.

Zivilprozessordnung

§ 383 Abs. 1 Nr. 6 und Abs. 3
(1) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind berechtigt: 

6. Personen, denen kraft ihres Amtes, Standes oder Gewer-
bes Tatsachen anvertraut sind, deren Geheimhaltung durch

ihre Natur oder durch gesetzliche Vorschrift geboten ist, in 
Betreff der Tatsachen, auf welche die Verpflichtung zur 
Verschwiegenheit sich bezieht. 

(3) Die Vernehmung der unter Nummern 4 bis 6 bezeichneten 
Personen ist, auch wenn das Zeugnis nicht verweigert wird, 
auf Tatsachen nicht zu richten, in Ansehung welcher erhellt, 
dass ohne Verletzung der Verpflichtung zur Verschwiegenheit 
ein Zeugnis nicht abgelegt werden kann.

§ 385 Abs. 2
(2) Die in § 383 Nr. 4, 6 bezeichneten Personen dürfen das 

Zeugnis nicht verweigern, wenn sie von der Verpflichtung zur 
Verschwiegenheit entbunden sind.

§ 386 Abs. 1 bis 4
(1) Der Zeuge, der das Zeugnis verweigert, hat vor dem zu sei-

ner Vernehmung bestimmten Termin schriftlich oder zum Pro-
tokoll der Geschäftsstelle oder in diesem Termin die Tatsa-
chen, auf die er die Weigerung gründet, anzugeben und 
glaubhaft zu machen.

(2) Zur Glaubhaftmachung genügt in den Fällen des § 383 Nr. 4, 
6 die mit Berufung auf einen geleisteten Diensteid abgegebe-
ne Versicherung.

(3) Hat der Zeuge seine Weigerung schriftlich oder zum Protokoll 
der Geschäftsstelle erklärt, so ist er nicht verpflichtet, in dem 
zu seiner Vernehmung bestimmten Termin zu erscheinen.

(4) Von dem Eingang einer Erklärung des Zeugen oder von der 
Aufnahme einer solchen zum Protokoll hat die Geschäftsstel-
le die Parteien zu benachrichtigen.

§ 408 Abs. 1
(1) Dieselben Gründe, die einen Zeugen berechtigen, das Zeug-

nis zu verweigern, berechtigen einen Sachverständigen zur 
Verweigerung des Gutachtens. Das Gericht kann auch aus 
anderen Gründen einen Sachverständigen von der Verpflich-
tung zur Erstattung des Gutachtens entbinden.

Abgabenordnung
§ 102 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a und b und Abs. 2 und 3
(1) Die Auskunft können ferner verweigern: 

3. a) Verteidiger, 
b) Rechtsanwälte, Patentanwälte, Notare, Steuerberater,

Wirtschaftsprüfer, Steuerbevollmächtigte, vereidigte 
Buchprüfer, 

über das, was ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut worden 
oder bekannt geworden ist, 

(2) Den in Absatz 1 Nr. 1 bis 3 genannten Personen stehen ihre 
Gehilfen und die Personen gleich, die zur Vorbereitung auf 
den Beruf an der berufsmäßigen Tätigkeit teilnehmen. Über 
die Ausübung des Rechts dieser Hilfspersonen, die Auskunft 
zu verweigern, entscheiden die im Absatz 1 Nr. 1 bis 3 ge-
nannten Personen, es sei denn, dass diese Entscheidung in 
absehbarer Zeit nicht herbeigeführt werden kann. 

(3) Die in Absatz 1 Nr. 3 genannten Personen dürfen die Aus-
kunft nicht verweigern, wenn sie von der Verpflichtung zur 
Verschwiegenheit entbunden sind. Die Entbindung von der 
Verpflichtung zur Verschwiegenheit gilt auch für die Hilfsper-
sonen.

§ 104
(1) Soweit die Auskunft verweigert werden darf, kann auch die 

Erstattung eines Gutachtens und die Vorlage von Urkunden 
oder Wertsachen verweigert werden. § 102 Abs. 4 Satz 2
bleibt unberührt. 

(2) Nicht verweigert werden kann die Vorlage von Urkunden und 
Wertsachen, die für den Beteiligten aufbewahrt werden, so-
weit der Beteiligte bei eigenem Gewahrsam zur Vorlage ver-
pflichtet wäre. Für den Beteiligten aufbewahrt werden auch 
die für ihn geführten Geschäftsbücher und sonstigen Auf-
zeichnungen.
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Finanzgerichtsordnung

§ 84 Abs. 1
(1) Für das Recht zur Verweigerung des Zeugnisses und die Pflicht 

zur Belehrung über das Zeugnisverweigerungsrecht gelten die 
§§ 101 bis 103 der Abgabenordnung sinngemäß.

Handelsgesetzbuch

§ 323 Abs. 1 und 3
(1) Der Abschlußprüfer, seine Gehilfen und die bei der Prüfung 

mitwirkenden gesetzlichen Vertreter einer Prüfungsgesellschaft 
sind zur gewissenhaften und unparteiischen Prüfung und zur 
Verschwiegenheit verpflichtet; § 57b der Wirtschaftsprüferord-
nung bleibt unberührt. Sie dürfen nicht unbefugt Geschäfts- und
Betriebsgeheimnisse verwerten, die sie bei ihrer Tätigkeit erfah-
ren haben. Wer vorsätzlich oder fahrlässig seine Pflichten ver-
letzt, ist der Kapitalgesellschaft und, wenn ein verbundenes Un-
ternehmen geschädigt worden ist, auch diesem zum Ersatz des 
daraus entstehenden Schadens verpflichtet. Mehrere Personen 
haften als Gesamtschuldner. 

(3) Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit besteht, wenn eine 
Prüfungsgesellschaft Abschlußprüfer ist, auch gegenüber dem 
Aufsichtsrat und den Mitgliedern des Aufsichtsrats der Prü-
fungsgesellschaft. 

§ 333 Abs. 1 und 2
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird 

bestraft, wer ein Geheimnis der Kapitalgesellschaft, eines Toch-
terunternehmens (§ 290 Abs. 1, 2), eines gemeinsam geführten 
Unternehmens (§ 310) oder eines assoziierten Unternehmens 
(§ 311), namentlich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das 
ihm in seiner Eigenschaft als Abschlußprüfer oder Gehilfe eines 
Abschlußprüfers bei Prüfung des Jahresabschlusses, eines 
Einzelabschlusses nach § 325 Abs. 2a oder des Konzernab-
schlusses bekannt geworden ist, oder wer ein Geschäfts- oder 
Betriebsgeheimnis oder eine Erkenntnis über das Unterneh-
men, das ihm als Beschäftigter bei einer Prüfstelle im Sinne von 
§ 342b Abs. 1 bei der Prüftätigkeit bekannt geworden ist, unbe-
fugt offenbart. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder 
einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, 
so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geld-
strafe. Ebenso wird bestraft, wer ein Geheimnis der in Absatz 1 
bezeichneten Art, namentlich ein Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnis, das ihm unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 
bekannt geworden ist, unbefugt verwertet. 

§ 340k Abs. 1
(1) Kreditinstitute haben unabhängig von ihrer Größe ihren Jahres-

abschluß und Lagebericht sowie ihren Konzernabschluß und 
Konzernlagebericht unbeschadet der Vorschriften der §§ 28 
und 29 des Gesetzes über das Kreditwesen nach den Vor-
schriften des Dritten Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts 
über die Prüfung [(§§ 316 bis 324a HGB)] prüfen zu lassen; 
§ 319 Abs. 1 Satz 2 ist nicht anzuwenden.

Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch 

Artikel 25 Abs. 2
(2) Bei der Prüfung des Jahresabschlusses der in Absatz 1 be-

zeichneten Gesellschaften oder Unternehmen durch einen Prü-
fungsverband darf der gesetzlich vorgeschriebene Be-
stätigungsvermerk nur von Wirtschaftsprüfern unterzeichnet 
werden. Die im Prüfungsverband tätigen Wirtschaftsprüfer ha-
ben ihre Prüfungstätigkeit unabhängig, gewissenhaft, ver-
schwiegen und eigenverantwortlich auszuüben. Sie haben sich 
insbesondere bei der Erstattung von Prüfungsberichten unpar-
teiisch zu verhalten. Weisungen dürfen ihnen hinsichtlich ihrer 
Prüfungstätigkeit von Personen, die nicht Wirtschaftsprüfer 
sind, nicht erteilt werden. Die Zahl der im Verband tätigen Wirt-
schaftsprüfer muß so bemessen sein, daß die den Bestäti-
gungsvermerk unterschreibenden Wirtschaftsprüfer die Prüfung 
verantwortlich durchführen können.

Aktiengesetz 
§ 49 Verantwortlichkeit der Gründungsprüfer
§ 323 Abs.  1 bis 4 des Handelsgesetzbuchs über die Verantwort-
lichkeit des Abschlußprüfers gilt sinngemäß. 

§ 144 Verantwortlichkeit der Sonderprüfer
§ 323 des Handelsgesetzbuchs über die Verantwortlichkeit des
Abschlußprüfers gilt sinngemäß. 

§ 209 Abs. 4 Satz 2 Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln
(4) Soweit sich aus der Besonderheit des Prüfungsauftrags 

nichts anderes ergibt, sind auf die Prüfung § 318 Abs. 1 Satz 
3 und 4, § 319 Abs. 1 bis 4, § 319a Abs. 1, § 319b Abs. 1, 
§ 320 Abs. 1, 2, §§ 321, 322 Abs. 7 und § 323 des Handels-
gesetzbuchs entsprechend anzuwenden.

§ 258 Abs. 5 Sonderprüfung wegen unzulässiger Unterbewertung
(5) § 142 Abs. 6 über den Ersatz angemessener barer Auslagen 

und die Vergütung gerichtlich bestellter Sonderprüfer, § 145 
Abs. 1 bis 3 über die Rechte der Sonderprüfer, § 146 über die 
Kosten der Sonderprüfung und § 323 des 
Handelsgesetzbuchs über die Verantwortlichkeit des Ab-
schlussprüfers gelten sinngemäß. Die Sonderprüfer nach Ab-
satz 1 haben die Rechte nach § 145 Abs. 2 auch gegenüber 
dem Abschlussprüfer der Gesellschaft.

§ 293d Abs. 2 Unternehmensverträge
(2) Für die Verantwortlichkeit der Vertragsprüfer, ihrer Gehilfen 

und der bei der Prüfung mitwirkenden gesetzlichen Vertreter 
einer Prüfungsgesellschaft gilt § 323 des Handelsgesetz-
buchs entsprechend. Die Verantwortlichkeit besteht gegen-
über den vertragschließenden Unternehmen und deren An-
teilsinhabern. 

§ 404 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr, bei börsennotierten 

Gesellschaften bis zu zwei Jahren, oder mit Geldstrafe wird 
bestraft, wer ein Geheimnis der Gesellschaft, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner Eigen-
schaft als 
2. Prüfer oder Gehilfe eines Prüfers
bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart; im Falle der Num-
mer 2 jedoch nur, wenn die Tat nicht in § 333 des Handelsge-
setzbuchs mit Strafe bedroht ist.

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder 
einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädi-
gen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, bei 
börsennotierten Gesellschaften bis zu drei Jahren, oder Geld-
strafe. Ebenso wird bestraft, wer ein Geheimnis der in Ab-
satz 1 bezeichneten Art, namentlich ein Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 1 bekanntgeworden ist, unbefugt verwertet.

Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung
§ 57f Abs. 3 Satz 1 und 2
(3) Die Prüfer werden von den Gesellschaftern gewählt; falls 

nicht andere Prüfer gewählt werden, gelten die Prüfer als ge-
wählt, die für die Prüfung des letzten Jahresabschlusses von 
den Gesellschaftern gewählt oder vom Gericht bestellt wor-
den sind. Im übrigen sind, soweit sich aus der Besonderheit 
des Prüfungsauftrags nichts anderes ergibt, § 318 Abs. 1
Satz 2, § 319 Abs. 1 bis 4, § 319a Abs. 1, § 319b Abs. 1, 
§ 320 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und die §§ 321 und 323 des
Handelsgesetzbuchs anzuwenden. 

Genossenschaftsgesetz 
§ 62 Abs. 1 und 4
(1) Verbände, Prüfer und Prüfungsgesellschaften sind zur gewis-

senhaften und unparteiischen Prüfung und zur Verschwie- 
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genheit verpflichtet. Sie dürfen Geschäfts- und Betriebsge-
heimnisse, die sie bei ihrer Tätigkeit erfahren haben, nicht un-
befugt verwerten. Wer seine Pflichten vorsätzlich oder fahrläs-
sig verletzt, haftet der Genossenschaft für den daraus entste-
henden Schaden. Mehrere Personen haften als Gesamtschuld-
ner.

(4) Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit nach Absatz 1 Satz 1
besteht, wenn eine Prüfungsgesellschaft die Prüfung vornimmt, 
auch gegenüber dem Aufsichtsrat und den Mitgliedern des Auf-
sichtsrats der Prüfungsgesellschaft. Der Vorsitzende des Auf-
sichtsrats der Prüfungsgesellschaft und sein Stellvertreter dür-
fen jedoch die von der Prüfungsgesellschaft erstatteten Berich-
te einsehen, die hierbei erlangten Kenntnisse aber nur verwer-
ten, soweit es die Erfüllung der Überwachungspflicht des Auf-
sichtsrats erfordert. 

§ 63g Abs. 2
(2) Auf das Prüfungsverfahren sind § 57a Abs. 5, Abs. 6 Satz 1

bis 4 und 6 bis 9 sowie Abs. 8, §§ 57b bis 57e Abs. 1, Abs. 2
Satz 1 bis 7 und Abs. 3, § 66a Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 Satz 1
bis 3, Abs. 5 Satz 1, Abs. 6 Satz 5 und § 66b der Wirtschafts-
prüferordnung entsprechend anzuwenden. Soweit dies zur 
Durchführung der Qualitätskontrolle erforderlich ist, ist die 
Pflicht zur Verschwiegenheit nach § 62 Abs. 1 eingeschränkt. 

§ 151 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird 

bestraft, wer ein Geheimnis der Genossenschaft, namentlich 
ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner Ei-
genschaft als 
2. Prüfer oder Gehilfe eines Prüfers

bekannt geworden ist, unbefugt offenbart, im Falle der
Nummer 2 jedoch nur, wenn die Tat nicht in § 340m in Ver-
bindung mit § 333 des Handelsgesetzbuchs mit Strafe be-
droht ist.

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder
einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, 
so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geld-
strafe. Ebenso wird bestraft, wer ein Geheimnis der in Absatz 1 
bezeichneten Art, namentlich ein Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnis, das ihm unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 
bekannt geworden ist, unbefugt verwertet.

Gesetz über die Rechnungslegung von bestimmten Unterneh-
men und Konzernen (Publizitätsgesetz – PublG) 

§ 6 Abs. 1 Satz 2
(1) Soweit in den Absätzen 2 bis 4 nichts anderes bestimmt ist, 

gelten § 316 Abs. 3, § 317 Abs. 1, 2, 5 und 6, § 318 Abs. 1, 3 
bis 8, § 319 Abs. 1 bis 4, § 319a Abs. 1, § 319b Abs. 1, § 320 
Abs. 1, 2 und 4 sowie die §§ 321 bis 324 des Handelsgesetz-
buchs über die Prüfung des Jahresabschlusses sinngemäß. 

§ 19 Abs. 1 und 2
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird 

bestraft, wer ein Geheimnis des Unternehmens (Konzernlei-
tung, Teilkonzernleitung), namentlich ein Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnis, das ihm in seiner Eigenschaft als Prüfer nach 
diesem Gesetz oder als Gehilfe eines solchen Prüfers bekannt-
geworden ist, unbefugt offenbart.

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder 
einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, 
so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geld-
strafe. Ebenso wird bestraft, wer ein Geheimnis der in Absatz 1 
bezeichneten Art, namentlich ein Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnis, das ihm unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 
bekanntgeworden ist, unbefugt verwertet.

Kreditwesengesetz 
§ 9 Abs. 1
(1) Die bei der Bundesanstalt beschäftigten und die nach § 4

Abs. 3 des Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes beauftrag-
ten Personen, die nach § 45c bestellten Sonderbeauftragten, 
die nach § 37 Satz 2 und § 38 Abs. 2 Satz 2 und 4 bestellten 

Abwickler sowie die im Dienst der Deutschen Bundesbank 
stehenden Personen, soweit sie zur Durchführung dieses Ge-
setzes tätig werden, dürfen die ihnen bei ihrer Tätigkeit be-
kanntgewordenen Tatsachen, deren Geheimhaltung im Inte-
resse des Instituts oder eines Dritten liegt, insbesondere Ge-
schäfts- und Betriebsgeheimnisse, nicht unbefugt offenbaren 
oder verwerten, auch wenn sie nicht mehr im Dienst sind oder 
ihre Tätigkeit beendet ist. Die von den beaufsichtigten Institu-
ten und Unternehmen zu beachtenden Bestimmungen des 
Bundesdatenschutzgesetzes bleiben unberührt. Dies gilt auch 
für andere Personen, die durch dienstliche Berichterstattung 
Kenntnis von den in Satz 1 bezeichneten Tatsachen erhalten. 
Ein unbefugtes Offenbaren oder Verwerten im Sinne des Sat-
zes 1 liegt insbesondere nicht vor, wenn Tatsachen weiterge-
geben werden an 
1. Strafverfolgungsbehörden oder für Straf- und Bußgeldsa-

chen zuständige Gerichte,
2. kraft Gesetzes oder im öffentlichen Auftrag mit der Über-

wachung von Instituten, Kapitalverwaltungsgesellschaf-
ten, extern verwalteten Investmentgesellschaften, EU-
Verwaltungsgesellschaften oder ausländischen AIF-
Verwaltungsgesellschaften, Finanzunternehmen, Versi-
cherungsunternehmen, der Finanzmärkte oder des Zah-
lungsverkehrs oder mit der Geldwäscheprävention betraute
Stellen sowie von diesen beauftragte Personen,

3. mit der Liquidation, oder dem Insolvenzverfahren über
das Vermögen eines Instituts befaßte Stellen,

4. mit der gesetzlichen Prüfung der Rechnungslegung von
Instituten oder Finanzunternehmen betraute Personen
sowie Stellen, welche die vorgenannten Personen beauf-
sichtigen,

5. eine Einlagensicherungseinrichtung oder Anlegerent-
schädigungseinrichtung,

6. Wertpapier- oder Terminbörsen,
7. Zentralnotenbanken,
8. Betreiber von Systemen nach §1 Abs. 16,
9. die zuständigen Stellen in anderen Staaten des Europäi-

schen Wirtschaftsraums sowie in Drittstaaten, mit denen
die Bundesanstalt im Rahmen von Aufsichtskollegien
nach § 8e zusammenarbeitet,

10. die Europäische Zentralbank, das Europäische System
der Zentralbanken, die Europäische Bankenaufsichtsbe-
hörde, die Europäische Aufsichtsbehörde für das Versi-
cherungswesen und die betriebliche Altersversorgung, die
Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde, den
Gemeinsamen Ausschuss der Europäischen Aufsichts-
behörden, den Europäischen Ausschuss für Systemrisi-
ken oder die Europäische Kommission,

11. Behörden, die für die Aufsicht über Zahlungs- und Ab-
wicklungssysteme zuständig sind,

12. Parlamentarische Untersuchungsausschüsse nach § 1
des Untersuchungsausschussgesetzes auf Grund einer
Entscheidung über ein Ersuchen nach § 18 Absatz 2 des
Untersuchungsausschussgesetzes,

13. das Bundesverfassungsgericht,
14. den Bundesrechnungshof, sofern sich sein Untersu-

chungsauftrag auf die Entscheidungen und sonstigen Tä-
tigkeiten der Bundesanstalt nach diesem Gesetz oder der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 bezieht,

15. Verwaltungsgerichte in verwaltungsrechtlichen Streitigkei-
ten, in denen die Bundesanstalt Beklagte ist, mit Aus-
nahme von Klagen nach dem Informationsfreiheitsgesetz,

16. die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich ein-
schließlich der bei ihr ansässigen multilateralen Gremien,
insbesondere das Financial Stability Board (FSB),

17. den Internationalen Währungsfonds, soweit dies zur Erfül-
lung seines satzungsmäßigen Auftrags oder besonderer
von den Mitgliedern übertragener Aufgaben erforderlich
ist,

18. den Ausschuss für Finanzstabilität oder den Europäi-
schen Ausschuss für Systemrisiken, oder

19. die Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisierung, das
Gremium zum Finanzmarktstabilisierungsfonds im Sinne
des § 10a Absatz 1 des Finanzmarktstabilisierungsfonds-
gesetzes oder den Lenkungsausschuss im Sinne des § 4
Absatz 1 Satz 2 des Finanzmarktstabilisierungsfondsge-
setzes,

soweit diese Stellen die Informationen zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben benötigen. Für die bei den in Satz 4 Nummer 1 bis 11
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und 13 bis 19 genannten Stellen beschäftigten Personen und
die von diesen Stellen beauftragten Personen sowie für die Mit-
glieder der in Satz 4 Nummer 12 und 19 genannten Ausschüs-
se gilt die Verschwiegenheitspflicht nach Satz 1 entsprechend. 
Befindet sich eine in Satz 4 Nummer 1 bis 11 und 16 bis 18 ge-
nannte Stelle in einem anderen Staat, so dürfen die Tatsachen 
nur weitergegeben werden, wenn die bei dieser Stelle beschäf-
tigten und die von dieser Stelle beauftragten Personen einer 
dem Satz 1 entsprechenden Verschwiegenheitspflicht unterlie-
gen. Die ausländische Stelle ist darauf hinzuweisen, daß sie In-
formationen nur zu dem Zweck verwenden darf, zu deren Erfül-
lung sie ihr übermittelt werden. Informationen, die aus einem 
anderen Staat stammen, dürfen nur mit ausdrücklicher Zustim-
mung der zuständigen Stellen, die diese Informationen mitge-
teilt haben, und nur für solche Zwecke weitergegeben werden, 
denen diese Stellen zugestimmt haben. 

Umwandlungsgesetz 

§ 11 Abs. 2
(2) Für die Verantwortlichkeit der Verschmelzungsprüfer, ihrer 

Gehilfen und der bei der Prüfung mitwirkenden gesetzlichen 
Vertreter einer Prüfungsgesellschaft gilt § 323 des Handelsge-
setzbuchs entsprechend. Die Verantwortlichkeit besteht gegen-
über den an der Verschmelzung beteiligten Rechtsträgem und 
deren Anteilsinhabern. 

§ 315 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird 

bestraft, wer ein Geheimnis eines an einer Umwandlung betei-
ligten Rechtsträgers, namentlich ein Betriebs- oder Geschäfts-
geheimnis, das ihm in seiner Eigenschaft als 
2. Verschmelzungs-, Spaltungs- oder Übertragungsprüfer

oder Gehilfe eines solchen Prüfers
bekannt geworden ist, unbefugt offenbart, wenn die Tat im Falle 
der Nummer 1 nicht in § 85 des Gesetzes betreffend die Ge-
sellschaften mit beschränkter Haftung, § 404 des Aktiengeset-
zes, § 151 des Genossenschaftsgesetzes oder § 138 des Ver-
sicherungsaufsichtsgesetzes, im Falle der Nummer 2 nicht in 
§ 333 des Handelsgesetzbuchs mit Strafe bedroht ist.

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder 
einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, 
so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geld-
strafe. Ebenso wird bestraft, wer ein Geheimnis der in Absatz 1 
bezeichneten Art, namentlich ein Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnis, das ihm unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 
bekannt geworden ist, unbefugt verwertet.

Versicherungsaufsichtsgesetz 

§ 83 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4
(1) Die Aufsichtsbehörde ist befugt,

4. an von ihr durchgeführten Prüfungen nach den Nummern 2
und 3 Personen zu beteiligen, die nach § 341k in Verbin-
dung mit § 319 des Handelsgesetzbuchs zu Abschlussprü-
fern bestimmt werden können, oder solche Personen mit
der Durchführung von Prüfungen nach den Nummern 2 und
3 zu beauftragen; für diese Personen gilt die Bestimmung
des § 323 des Handelsgesetzbuchs für Abschlussprüfer
sinngemäß,

§ 84 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4  Satz 1 Nr. 4 und Satz 2 bis 5
(1) Die bei den Versicherungsaufsichtsbehörden beschäftigten 

oder von ihnen beauftragten Personen sowie die Mitglieder des 
Versicherungsbeirats (§ 92) dürfen bei ihrer Tätigkeit erhaltene 
vertrauliche Informationen an keine andere Person oder Behör-
de weitergeben.

(4) Die Schweigepflicht nach Absatz 1 Satz 1 verbietet ins-
besondere nicht die Weitergabe von Informationen an 

4. mit der gesetzlichen Prüfung der Rechnungslegung von
Versicherungsunternehmen, Kreditinstituten, Finanz-
dienstleistungsinstituten, Investmentgesellschaften oder
Finanzinstituten betraute Personen sowie Stellen, die
diese Prüfer beaufsichtigen,

soweit diese Stellen die Informationen zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben benötigen. Für die bei den in Satz 1 Nummer 1 bis 5
genannten Stellen beschäftigten Personen sowie von diesen 
Stellen beauftragten Personen gilt die Schweigepflicht nach 
Absatz 1 Satz 1 entsprechend. Befindet sich eine in Satz 1
Nummer 1 bis 5 genannte Stelle in einem anderen Staat, so 
dürfen die Informationen nur weitergegeben werden, wenn 
die bei diese Stelle beschäftigten und von dieser Stelle beauf-
tragten Personen einer dem Absatz 1 Satz 1 entsprechenden 
Schweigepflicht unterliegen. Die Stelle eines Drittstaates im 
Sinne von § 105 Abs. 1 Satz 2 und 3 ist darauf hinzuweisen, 
dass die übermittelten Informationen zu keinem anderen 
Zweck verwendet werden dürfen. Informationen, die aus ei-
nem anderen Staat stammen, dürfen nur mit ausdrücklicher 
Zustimmung der zuständigen Stellen, die diese Informationen 
mitgeteilt haben, und nur für solche Zwecke weitergegeben 
werden, denen diese Stellen zugestimmt haben.

§ 138 Abs. 1 und 2
(1) Wer, abgesehen von den Fällen des § 333 des Handelsge-

setzbuchs oder des § 404 des Aktiengesetzes, ein Geheimnis 
des Versicherungsunternehmens oder Pensionsfonds (§ 112 
Abs. 1 Satz 1), namentlich ein Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnis, das ihm in seiner Eigenschaft als 
1. Prüfer oder Gehilfe eines Prüfers nach § 341k in Verbin-

dung mit § 319 des Handelsgesetzbuchs,
2. Mitglied des Vorstands oder des Aufsichtsrats oder Liqui-

dator
bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.
Dasselbe gilt für die gemäß § 133 für einen Sicherungs-
fonds tätigen Personen.

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder 
einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädi-
gen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
Geldstrafe. Ebenso wird bestraft, wer ein Geheimnis der in 
Absatz 1 bezeichneten Art, namentlich ein Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 1 bekanntgeworden ist, unbefugt verwertet.

MakIer- und Bauträgerverordnung – MaBV – 
§ 17 Abs. 2
(2) Der Prüfer ist zur gewissenhaften und unparteiischen Prüfung 

und zur Verschwiegenheit verpflichtet. Er darf nicht unbefugt 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse verwerten, die er bei 
seiner Tätigkeit erfahren hat. Ein Prüfer, der vorsätzlich oder 
fahrlässig seine Pflichten verletzt, ist dem Gewerbetreibenden
zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 
Mehrere Personen haften als Gesamtschuldner.

Gesetz über politische Parteien (Parteiengesetz) 
§ 31 Abs. 3
(3) Die Prüfer, ihre Gehilfen und die bei der Prüfung mitwirken-

den gesetzlichen Vertreter einer Prüfungsgesellschaft sind zu 
gewissenhafter und unparteiischer Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben und zur Verschwiegenheit verpflichtet. § 323 des Han-
delsgesetzbuchs gilt entsprechend. 

Heimsicherungsverordnung 
§ 18 Abs. 3 und 4
(3) Der Prüfer ist zur Verschwiegenheit verpflichtet. Er darf ins-

besondere nicht unbefugt Geschäfts- und Betriebsgeheimnis-
se verwerten, die ihm bei der Prüfung bekannt geworden 
sind.

(4) Der Prüfer hat bei Verletzung seiner Pflicht nach Absatz 3
den hieraus entstehenden Schaden zu ersetzen.
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Gesetz zum Schutz vor Missbrauch personenbezogener Daten 
bei der Datenverarbeitung (Bundesdatenschutzgesetz – BDSG –) 

§1 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 3 und 4
(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, den Einzelnen davor zu schüt-

zen, dass er durch den Umgang mit seinen personenbezoge-
nen Daten in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt wird. 

(2) Dieses Gesetz gilt für die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung 
personenbezogener Daten durch 
3. nicht-öffentliche Stellen, soweit sie die Daten unter Einsatz

von Datenverarbeitungsanlagen verarbeiten, nutzen oder
dafür erheben oder die Daten in oder aus nicht automati-
sierten Dateien verarbeiten, nutzen oder dafür erheben, es
sei denn, die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung der Da-
ten erfolgt ausschließlich für persönliche oder familiäre Tä-
tigkeiten.

(3) Soweit andere Rechtsvorschriften des Bundes auf personenbe-
zogene Daten einschließlich deren Veröffentlichung anzuwen-
den sind, gehen sie den Vorschriften dieses Gesetzes vor. Die 
Verpflichtung zur Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungspflich-
ten oder von Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnissen, die 
nicht auf gesetzlichen Vorschriften beruhen, bleibt unberührt. 

(4) Die Vorschriften dieses Gesetzes gehen denen des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes vor, soweit bei der Ermittlung des 
Sachverhalts personenbezogene Daten verarbeitet werden.

§ 5
Den bei der Datenverarbeitung beschäftigten Personen ist unter-
sagt, personenbezogene Daten unbefugt zu erheben, zu verarbei-
ten oder zu nutzen (Datengeheimnis). Diese Personen sind, soweit 
sie bei nicht-öffentlichen Stellen beschäftigt werden, bei der Auf-
nahme ihrer Tätigkeit auf das Datengeheimnis zu verpflichten. Das 
Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort. 

§ 43
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 4d Abs. 1, auch in Verbindung mit § 4e Satz 2,
eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht
rechtzeitig macht,

2. entgegen § 4f Abs. 1 Satz 1 oder 2, jeweils auch in Verbin-
dung mit Satz 3 und 6, einen Beauftragten für den Daten-
schutz nicht, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder
nicht rechtzeitig bestellt,

2a. entgegen § 10 Absatz 4 Satz 3 nicht gewährleistet, dass die 
Datenübermittlung festgestellt und überprüft werden kann,

2b. entgegen § 11 Absatz 2 Satz 2 einen Auftrag nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise 
erteilt oder entgegen § 11 Absatz 2 Satz 4 sich nicht vor 
Beginn der Datenverarbeitung von der Einhaltung der beim 
Auftragnehmer getroffenen technischen und organisatori-
schen Maßnahmen überzeugt,

3. entgegen § 28 Abs. 4 Satz 2 den Betroffenen nicht, nicht
richtig oder nicht rechtzeitig unterrichtet oder nicht sicher-
stellt, dass der Betroffene Kenntnis erhalten kann,

3a. entgegen § 28 Absatz 4 Satz 4 eine strengere Form verlangt,
4. entgegen § 28 Abs. 5 Satz 2 personenbezogene Daten

übermittelt oder nutzt,
4a. entgegen § 28a Abs. 3 Satz 1 eine Mitteilung nicht, nicht 

richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht,
5. entgegen § 29 Abs. 2 Satz 3 oder 4 die dort bezeichneten

Gründe oder die Art und Weise ihrer glaubhaften Darlegung
nicht aufzeichnet,

6. entgegen § 29 Abs. 3 Satz 1 personenbezogene Daten in
elektronische oder gedruckte Adress-, Rufnummern-, Bran-
chen- oder vergleichbare Verzeichnisse aufnimmt,

7. entgegen § 29 Abs. 3 Satz 2 die Übernahme von Kenn-
zeichnungen nicht sicherstellt,

7a. entgegen § 29 Abs. 6 ein Auskunftsverlangen nicht richtig 
behandelt,

7b. entgegen § 29 Abs. 7 Satz 1 einen Verbraucher nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig unterrichtet,

8. entgegen § 33 Abs. 1 den Betroffenen nicht, nicht richtig
oder nicht vollständig benachrichtigt,

8a. entgegen § 34 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit 
Satz 3, entgegen § 34 Absatz 1a, entgegen § 34 Absatz 2
Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, oder entgegen § 34 
Absatz 2 Satz 5, Absatz 3 Satz 1 oder Satz 2 oder Absatz 4
Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, eine Auskunft nicht,

nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt 
oder entgegen § 34 Absatz 1a Daten nicht speichert,

8b. entgegen § 34 Abs. 2 Satz 3 Angaben nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig übermittelt,

8c. entgegen § 34 Abs. 2 Satz 4 den Betroffenen nicht oder 
nicht rechtzeitig an die andere Stelle verweist,

9. entgegen § 35 Abs. 6 Satz 3 Daten ohne Gegendarstel-
lung übermittelt,

10. entgegen § 38 Abs. 3 Satz 1 oder Abs. 4 Satz 1 eine
Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht
rechtzeitig erteilt oder eine Maßnahme nicht duldet oder

11. einer vollziehbaren Anordnung nach § 38 Abs. 5 Satz 1
zuwiderhandelt.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. unbefugt personenbezogene Daten, die nicht allgemein

zugänglich sind, erhebt oder verarbeitet,
2. unbefugt personenbezogene Daten, die nicht allgemein 

zugänglich sind, zum Abruf mittels automatisierten Verfah-
rens bereithält,

3. unbefugt personenbezogene Daten, die nicht allgemein
zugänglich sind, abruft oder sich oder einem anderen aus
automatisierten Verarbeitungen oder nicht automatisier-
ten Dateien verschafft,

4. die Übermittlung von personenbezogenen Daten, die
nicht allgemein zugänglich sind, durch unrichtige An-
gaben erschleicht,

5. entgegen § 16 Abs. 4 Satz 1, § 28 Abs. 5 Satz 1, auch in
Verbindung mit § 29 Abs. 4, § 39 Abs. 1 Satz 1 oder § 40
Abs. 1, die übermittelten Daten für andere Zwecke nutzt,

5a. entgegen § 28 Absatz 3b den Abschluss eines Vertrages 
von der Einwilligung des Betroffenen abhängig macht, 

5b. entgegen § 28 Absatz 4 Satz 1 Daten für Zwecke der 
Werbung oder der Markt- oder Meinungsforschung verar-
beitet oder nutzt,

6. entgegen § 30 Absatz 1 Satz 2, § 30a Absatz 3 Satz 3
oder § 40 Absatz 2 Satz 3 ein dort genanntes Merkmal
mit einer Einzelangabe zusammenführt oder

7. entgegen § 42a Satz 1 eine Mitteilung nicht, nicht richtig,
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann im Fall des Absatzes 1 mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro, in den Fällen des Ab-
satzes 2 mit einer Geldbuße bis zu dreihunderttausend Euro 
geahndet werden. Die Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vor-
teil, den der Täter aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, 
übersteigen. Reichen die in Satz 1 genannten Beträge hierfür 
nicht aus, so können sie überschritten werden.

§ 44 Abs. 1
(1) Wer eine in § 43 Abs. 2 bezeichnete vorsätzliche Handlung 

gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu 
bereichern oder einen anderen zu schädigen, begeht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe be-
straft.

Wertpapierhandelsgesetz 
§ 8 Abs. 1
(1) Die bei der Bundesanstalt Beschäftigten und die nach § 4

Abs. 3 des Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes beauftrag-
ten Personen dürfen die ihnen bei ihrer Tätigkeit bekannt ge-
wordenen Tatsachen, deren Geheimhaltung im Interesse ei-
nes nach diesem Gesetz Verpflichteten oder eines Dritten 
liegt, insbesondere Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse so-
wie personenbezogene Daten, nicht unbefugt offenbaren oder 
verwenden, auch wenn sie nicht mehr im Dienst sind oder ih-
re Tätigkeit beendet ist. Dies gilt auch für andere Personen, 
die durch dienstliche Berichterstattung Kenntnis von den in 
Satz 1 bezeichneten Tatsachen erhalten. Ein unbefugtes Of-
fenbaren oder Verwenden im Sinne des Satzes 1 liegt insbe-
sondere nicht vor, wenn Tatsachen weitergegeben werden an
1. Strafverfolgungsbehörden oder für Straf- und Buß-

geldsachen zuständige Gerichte,
2. kraft Gesetzes oder im öffentlichen Auftrag mit der Über-

wachung von Börsen oder anderen Märkten, an denen
Finanzinstrumente gehandelt werden, des Handels mit
Finanzinstrumenten oder Devisen, von Kreditinstituten,
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Finanzdienstleistungsinstituten, Kapitalverwaltungsgesell-
schaften, extern verwaltete Investmentgesellschaften, EU-
Verwaltungsgesellschaften oder ausländische AIF-
Verwaltungsgesellschaften, Finanzunternehmen, Versiche-
rungsunternehmen, Versicherungsvermittlern, Unterneh-
men im Sinne von § 2a Abs. 1 Nr. 7 betraute Stellen sowie 
von diesen beauftragte Personen, 

3. Zentralbanken in ihrer Eigenschaft als Währungsbehörden
sowie an andere staatliche Behörden, die mit der Überwa-
chung der Zahlungssysteme betraut sind,

4. mit der Liquidation oder dem Insolvenzverfahren über das
Vermögen eines Wertpapierdienstleistungsunternehmens,
eines organisierten Marktes oder des Betreibers eines or-
ganisierten Marktes befasste Stellen,

5. die Europäische Zentralbank, das Europäische System der
Zentralbanken, die Europäische Wertpapier- und Marktauf-
sichtsbehörde, die Europäische Aufsichtsbehörde für das
Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung,
die Europäische Bankenaufsichtsbehörde, den Gemeinsa-
men Ausschuss der Europäischen Finanzaufsichtsbehör-
den, den Europäischen Ausschuss für Systemrisiken oder
die Europäische Kommission,

soweit diese Stellen die Informationen zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben benötigen. Für die bei den in Satz 3 Nummer 1 bis 4 ge-
nannten Stellen beschäftigten Personen sowie von diesen Stel-
len beauftragten Personen gilt die Verschwiegenheitspflicht nach 
Satz 1 entsprechend. Befindet sich eine in Satz 3 Nummer 1
bis 4 genannte Stelle in einem anderen Staat, so dürfen die 
Tatsachen nur weitergegeben werden, wenn die bei dieser Stel-
le beschäftigten und die von dieser Stelle beauftragten Perso-
nen einer dem Satz 1 entsprechenden Verschwiegenheitspflicht 
unterliegen.  

§ 13
(1) Eine Insiderinformation ist eine konkrete Information über nicht 

öffentlich bekannte Umstände, die sich auf einen oder mehrere 
Emittenten von Insiderpapieren oder auf die Insiderpapiere 
selbst beziehen und die geeignet sind, im Falle ihres öffentli-
chen Bekanntwerdens den Börsen- oder Marktpreis der In-
siderpapiere erheblich zu beeinflussen. Eine solche Eignung ist 
gegeben, wenn ein verständiger Anleger die Information bei 
seiner Anlageentscheidung berücksichtigen würde. Als Um-
stände im Sinne des Satzes 1 gelten auch solche, bei denen 
mit hinreichender Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen wer-
den kann, dass sie in Zukunft eintreten werden. Eine Insiderin-
formation ist insbesondere auch eine Information über nicht öf-
fentlich bekannte Umstände im Sinne des Satzes 1, die sich
1. auf Aufträge von anderen Personen über den Kauf oder

Verkauf von Finanzinstrumenten bezieht oder
2. auf Derivate nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 mit Bezug auf Waren

bezieht und bei der Marktteilnehmer erwarten würden, dass
sie diese Information in Übereinstimmung mit der zulässi-
gen Praxis an den betreffenden Märkten erhalten würden.

(2) Eine Bewertung, die ausschließlich auf Grund öffentlich be-
kannter Umstände erstellt wird, ist keine Insiderinformation, 
selbst wenn sie den Kurs von Insiderpapieren erheblich beein-
flussen kann. 

§ 14 Abs. 1
(1) Es ist verboten, 

1. unter Verwendung einer Insiderinformation Insiderpapiere
für eigene oder fremde Rechnung oder für einen anderen
zu erwerben oder zu veräußern,

2. einem anderen eine Insiderinformation unbefugt mitzuteilen
oder zugänglich zu machen,

3. einem anderen auf der Grundlage einer Insiderinformation
den Erwerb oder die Veräußerung von Insiderpapieren zu
empfehlen oder einen anderen auf sonstige Weise dazu zu
verleiten.

§ 15 Abs. 1 Satz 4 bis 6
(1) Wer als Emittent oder als eine Person, die in dessen Auftrag 

oder auf dessen Rechnung handelt, im Rahmen seiner Befug-
nis einem anderen Insiderinformationen mitteilt oder zugänglich 
macht, hat diese gleichzeitig nach Satz 1 zu veröffentlichen und 
dem Unternehmensregister im Sinne des § 8b des Handelsge-
setzbuchs zur Speicherung zu übermitteln, es sei denn, der an-
dere ist rechtlich zur Vertraulichkeit verpflichtet. Erfolgt die Mit-
teilung oder Zugänglichmachung der Insiderinformation nach 

Satz 4 unwissentlich, so ist die Veröffentlichung und die 
Übermittlung unverzüglich nachzuholen. In einer Veröffentli-
chung genutzte Kennzahlen müssen im Geschäftsverkehr üb-
lich sein und einen Vergleich mit den zuletzt genutzten Kenn-
zahlen ermöglichen. 

§ 20 Abs. 3 Satz 1 und 5 OTC-Derivate und Transaktionsregister
(3) Der Prüfer hat die Bescheinigung zu unterzeichnen und 

innerhalb von neun Monaten nach Ablauf des Geschäftsjah-
res, auf das sich die Prüfung erstreckt, den gesetzlichen Ver-
tretern und dem Aufsichtsrat vorzulegen, falls die Kapitalge-
sellschaft über einen solchen verfügt. § 323 des Handelsge-
setzbuchs gilt entsprechend.

§ 37w Abs. 5 Satz 1 und 7
(5) Der verkürzte Abschluss und der Zwischenlagebericht kann 

einer prüferischen Durchsicht durch einen Abschlussprüfer 
unterzogen werden. § 320 und § 323 des Handelsgesetz-
buchs gelten entsprechend. 

§ 37x Abs. 3 Satz 3
(3) Wird der Quartalsfinanzbericht einer prüferischen Durchsicht 

durch einen Abschlussprüfer unterzogen, gelten § 320 und 
§ 323 des Handelsgesetzbuchs entsprechend.

§ 38 Abs. 1 Nr. 1 und 2 Buchst. c und d und Abs. 2
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird 

bestraft, wer 
1. entgegen § 14 Abs. 1 Nr. 1 ein Insiderpapier erwirbt oder

veräußert oder
2. c) auf Grund seines Berufs oder seiner Tätigkeit oder 

seiner Aufgabe bestimmungsgemäß oder
d) auf Grund der Vorbereitung oder Begehung einer

Straftat
über eine Insiderinformation verfügt und unter Verwen-
dung dieser Insiderinformation eine in § 39 Abs. 2 Nr. 3
oder 4 bezeichnete vorsätzliche Handlung begeht. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine in § 39 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2
oder Abs. 2 Nr. 11 bezeichnete vorsätzliche Handlung begeht 
und dadurch
1. auf den inländischen Börsen- oder Marktpreis eines Fi-

nanzinstruments, einer Ware im Sinne des § 2 Abs. 2c,
einer Emissionsberechtigung im Sinne des § 3 Nummer 3
des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes oder eines
ausländischen Zahlungsmittels im Sinne des § 51 des
Börsengesetzes,

2. auf den Preis eines Finanzinstruments an einem organi-
sierten Markt in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum o-
der

3. auf den Preis einer Ware im Sinne des § 2 Abs. 2c, einer
Emissionsberechtigung im Sinne des § 3 Nummer 3 des
Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes oder eines aus-
ländischen Zahlungsmittels im Sinne des § 51 des Bör-
sengesetzes an einem mit einer inländischen Börse ver-
gleichbaren Markt in einem anderen Mitgliedstaat der Eu-
ropäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum

einwirkt.

Wertpapierprospektgesetz
§ 27 Abs. 1
(1) Die bei der Bundesanstalt Beschäftigten und die nach § 4

Abs. 3 des Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes beauftrag-
ten Personen dürfen die ihnen bei ihrer Tätigkeit bekannt ge-
wordenen Tatsachen, deren Geheimhaltung im Interesse ei-
nes nach diesem Gesetz Verpflichteten oder eines Dritten 
liegt, insbesondere Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse so-
wie personenbezogene Daten, nicht unbefugt offenbaren o-
der verwerten, auch wenn sie nicht mehr im Dienst sind oder 
ihre Tätigkeit beendet ist. Dies gilt auch für Personen, die 
durch dienstliche Berichterstattung Kenntnis von den in 
Satz 1 bezeichneten Tatsachen erhalten. Ein unbefugtes
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Offenbaren oder Verwerten im Sinne des Satzes 1 liegt insbe-
sondere nicht vor, wenn Tatsachen weitergegeben werden an
1. Strafverfolgungsbehörden oder für Straf- und Bußgeldsa-

chen zuständige Gerichte,
2. kraft Gesetzes oder im öffentlichen Auftrag mit der Überwa-

chung von Börsen oder anderen Märkten, an denen Finan-
zinstrumente gehandelt werden, des Handels mit Finanzin-
strumenten oder Devisen, von Kreditinstituten, Finanz-
dienstleistungsinstituten, Investmentgesellschaften, Fi-
nanzunternehmen oder Versicherungsunternehmen betrau-
te Stellen sowie von diesen beauftragte Personen,

3. die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde,
die Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungs-
wesen und die betriebliche Altersversorgung, die Europäi-
sche Bankenaufsichtsbehörde, den Gemeinsamen Aus-
schuss der Europäischen Finanzaufsichtsbehörden, den
Europäischen Ausschuss für Systemrisiken oder die Euro-
päische Kommission,

soweit diese Stellen die Informationen zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben benötigen. Für die bei den in Satz 3 Nummer 1 und 2
genannten Stellen beschäftigten Personen sowie von diesen 
Stellen beauftragten Personen gilt die Verschwiegenheitspflicht 
nach Satz 1 entsprechend. Befindet sich eine Satz 3 Nummer 1
oder 2 genannte Stelle in einem anderen Staat, so dürfen die 
Tatsachen nur weitergegeben werden, wenn die bei dieser Stel-
le beschäftigten und die von dieser Stelle beauftragten Perso-
nen einer dem Satz 1 entsprechenden Verschwiegenheitspflicht 
unterliegen.

Vermögensanlagengesetz
§ 25 Abs. 1 Satz 1
(1) Der Jahresabschluss und der Lagebericht des inländischen 

Emittenten von Vermögensanlagen und des Emittenten von 
Vermögensanlagen mit Sitz außerhalb der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union und der anderen Vertragsstaaten des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sind durch 
einen Abschlussprüfer nach Maßgabe der Bestimmungen des 
Dritten Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts des Dritten Bu-
ches des Handelsgesetzbuchs zu prüfen.

Besondere Pflichten nach dem Geldwäschegesetz 
§ 2 Abs. 1 Nr. 8
(1) Verpflichtete im Sinne dieses Gesetzes sind, soweit sie in 

Ausübung ihres Geschäfts oder Berufs handeln, 
8. Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer, Steuerberater und

Steuerbevollmächtigte,

§ 11 Abs. 1 bis 4
(1) Liegen Tatsachen vor, die darauf hindeuten, dass es sich bei 

Vermögenswerten, die mit einer Transaktion oder Geschäftsbe-
ziehung im Zusammenhang stehen, um den Gegenstand einer 
Straftat nach § 261 des Strafgesetzbuchs handelt oder die 
Vermögenswerte im Zusammenhang mit Terrorismusfinanzie-
rung stehen, hat der Verpflichtete diese Transaktion unabhän-
gig von ihrer Höhe oder diese Geschäftsbeziehung unverzüg-
lich mündlich, telefonisch, fernschriftlich oder durch elektroni-
sche Datenübermittlung dem Bundeskriminalamt – Zentralstelle 
für Verdachtsmeldungen – und der zuständigen Strafverfol-
gungsbehörde zu melden. Die Pflicht zur Meldung nach Satz 1
besteht auch, wenn Tatsachen darauf schließen lassen, dass 
der Vertragspartner seiner Offenlegungspflicht gemäß § 4 Ab-
satz 6 Satz 2 zuwidergehandelt hat.

(1a) Eine angetragene Transaktion darf frühestens durchgeführt 
werden, wenn dem Verpflichteten die Zustimmung der Staats-
anwaltschaft übermittelt wurde oder wenn der zweite Werktag 
nach dem Abgangstag der Meldung verstrichen ist, ohne dass 
die Durchführung der Transaktion durch die Staatsanwaltschaft 
untersagt worden ist; hierbei gilt der Sonnabend nicht als Werk-
tag. Ist ein Aufschub der Transaktion nicht möglich oder könnte 
dadurch die Verfolgung der Nutznießer einer mutmaßlichen 
strafbaren Handlung behindert werden, so darf die Transaktion 
durchgeführt werden; die Meldung ist unverzüglich nachzuho-
len.

(2) Eine mündlich oder telefonisch gestellte Meldung nach Ab-
satz 1 ist schriftlich, fernschriftlich oder durch elektronische Da-
tenübermittlung zu wiederholen. Das Bundesministerium des 

Innern kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
der Finanzen und dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates nähere Bestimmungen über die Form der Mel-
dung nach Absatz 1 oder § 14 Absatz 1 und über die zulässi-
gen Datenträger, Übertragungswege und Datenformate erlas-
sen, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben des Bundeskri-
minalamtes – Zentralstelle für Verdachtsmeldungen – erfor-
derlich ist.

(3) Abweichend von Absatz 1 sind Verpflichtete im Sinne des § 2
Absatz 1 Nummer 7 und 8 nicht zur Meldung verpflichtet, 
wenn sich der meldepflichtige Sachverhalt auf Informationen 
bezieht, die sie im Rahmen der Rechtsberatung oder der Pro-
zessvertretung des Vertragspartners erhalten haben. Die 
Meldepflicht bleibt bestehen, wenn der Verpflichtete weiß, 
dass der Vertragspartner die Rechtsberatung für den Zweck 
der Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung in An-
spruch genommen hat oder nimmt. 

(4) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 haben Verpflichtete im 
Sinne � des § 2 Abs. 1 Nr. 7 und 8, die Mitglied einer 
Berufskammer sind, die Meldung nach Absatz 1 Satz 1 an die 
für sie zuständige Bundesberufskammer zu � übermitteln.
Die Kammer kann zur Meldung nach Absatz 1 Stellung
nehmen. Sie hat die Meldung nach Absatz 1 mit ihrer 
Stellungnahme entsprechend Absatz 1 Satz 1 unverzüglich
an das� Bundeskrimi������� �� 	
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§ 12 Abs. 1 Satz 1, Satz 2 Nr. 1, 3 und 4, Satz 3 und Abs. 2
(1) Ein Verpflichteter darf den Auftraggeber der Transaktion und

sonstige Dritte nicht von einer beabsichtigten oder erstatteten 
Meldung nach § 11 Abs. 1 oder von einem daraufhin eingelei-
teten Ermittlungsverfahren in Kenntnis setzen. Dies gilt nicht 
für eine Informationsweitergabe
1. an staatliche Stellen und an die nach § 16 Abs. 2 zustän-

digen Behörden,
3. zwischen Verpflichteten im Sinne von § 2 Absatz 1 Num-

mer 7 bis 8 aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union
oder aus gleichwertigen Drittstaaten, sofern die betreffen-
den Personen ihre berufliche Tätigkeit selbständig oder
angestellt in derselben juristischen Person oder in einer
Struktur, die einen gemeinsamen Eigentümer oder eine
gemeinsame Leitung hat oder über eine gemeinsame
Kontrolle in Bezug auf die Einhaltung der Vorschriften zur
Verhinderung der Geldwäsche oder der Terrorismusfi-
nanzierung verfügt, ausüben,

4. zwischen den in § 2 Absatz 1 Nummer 1 bis 2a, 3, 4 und
6 genannten Verpflichteten in Fällen, die sich auf densel-
ben Vertragspartner und an der zwei oder mehr Verpflich-
tete beteiligt sind, sofern sie ihren Sitz in einem Mitglied-
staat der Europäischen Union oder in einem gleichwerti-
gen Drittstaat haben, sie derselben Berufskategorie an-
gehören und für sie gleichwertige Verpflichtungen in Be-
zug auf das Berufsgeheimnis und den Schutz personen-
bezogener Daten gelten.

Nach Satz 2 weitergegebene Informationen dürfen aus-
schließlich zum Zweck der Verhinderung der Geldwäsche o-
der der Terrorismusfinanzierung verwendet werden.

(2) Wenn sich Verpflichtete im Sinne von § 2 Absatz 1 Nummer 7
bis 8 bemühen, einen Mandanten davon abzuhalten, eine 
rechtswidrige Handlung zu begehen, so gilt dies nicht als In-
formationsweitergabe.

§ 13
(1) Wer Sachverhalte im Sinne des § 11 Absatz 1 meldet oder 

eine Strafanzeige gemäß § 158 der Strafprozessordnung er-
stattet, kann wegen dieser Meldung oder Strafanzeige nicht 
verantwortlich gemacht werden, es sei denn, die Meldung 
oder Strafanzeige ist vorsätzlich oder grob fahrlässig unwahr 
erstattet worden.

(2) Gleiches gilt, wenn ein Beschäftigter einen Sachverhalt sei-
nem Vorgesetzten oder einer unternehmensintern für die Ent-
gegennahme einer solchen Meldung zuständigen Stelle mit-
teilt.
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§ 64 Stromkostenintensive Unternehmen
(3) Die Erfüllung der Voraussetzungen nach Absatz 1 und die 

Bruttowertschöpfung, die nach Absatz 2 Nummer 3 für die Be-
grenzungsentscheidung zugrunde gelegt werden muss (Be-
grenzungsgrundlage), sind wie folgt nachzuweisen: 
1. für die Voraussetzungen nach Absatz 1 Nummer 1 und 2

und die Begrenzungsgrundlage nach Absatz 2 durch
a) die Stromlieferungsverträge und die Stromrechnungen

für das letzte abgeschlossene Geschäftsjahr,
b) die Angabe der jeweils in den letzten drei abgeschlos-

senen Geschäftsjahren von einem Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen gelieferten oder selbst erzeugten
und selbst verbrauchten sowie weitergeleiteten
Strommengen und

c) die Bescheinigung eines Wirtschaftsprüfers, einer
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eines vereidigten
Buchprüfers oder einer Buchprüfungsgesellschaft auf
Grundlage der geprüften Jahresabschlüsse nach den
Vorgaben des Handelsgesetzbuchs für die letzten drei
abgeschlossenen Geschäftsjahre; die Bescheinigung
muss die folgenden Angaben enthalten:
aa) Angaben zum Betriebszweck und zu der Betrieb-

stätigkeit des Unternehmens,
bb) Angaben zu den Strommengen des Unterneh-

mens, die von Elektrizitätsversorgungsunterneh-
men geliefert oder selbst erzeugt und selbst ver-
braucht wurden, einschließlich der Angabe, in wel-
cher Höhe ohne Begrenzung für diese Strommen-
gen die EEG-Umlage zu zahlen gewesen wäre, 
und

cc) sämtliche Bestandteile der Bruttowertschöpfung;
auf die Bescheinigung sind § 319 Absatz 2 bis 4, 
§ 319b Absatz 1, § 320 Absatz 2 und § 323 des Han-
delsgesetzbuchs entsprechend anzuwenden; in der 
Bescheinigung ist darzulegen, dass die in ihr enthalte-
nen Daten mit hinreichender Sicherheit frei von we-
sentlichen Falschangaben und Abweichungen sind; 
bei der Prüfung der Bruttowertschöpfung ist eine We-
sentlichkeitsschwelle von 5 Prozent ausreichend,

d) einen Nachweis über die Klassifizierung des Unter-
nehmens durch die statistischen Ämter der Länder in
Anwendung der Klassifikation der Wirtschaftszweige
des Statistischen Bundesamtes, Ausgabe 20083 , und
die Einwilligung des Unternehmens, dass sich das
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle von
den statistischen Ämtern der Länder die Klassifizie-
rung des bei ihnen registrierten Unternehmens und
seiner Betriebsstätten übermitteln lassen kann,

2. für die Voraussetzungen nach Absatz 1 Nummer 3 durch
ein gültiges DIN EN ISO 50001-Zertifikat, einen gültigen
Eintragungs- oder Verlängerungsbescheid der EMAS-
Registrierungsstelle über die Eintragung in das EMAS-
Register oder einen gültigen Nachweis des Betriebs eines
alternativen Systems zur Verbesserung der Energieeffizi-
enz; § 4 Absatz 1 bis 3 der Spitzenausgleich-Effizienz-
systemverordnung in der jeweils zum Zeitpunkt des Endes
des letzten abgeschlossenen Geschäftsjahrs geltenden
Fassung ist entsprechend anzuwenden.

§ 65 Schienenbahnen
(6) § 64 Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe a bis c ist entsprechend 

anzuwenden

§ 75 Testierung
Die zusammengefassten Endabrechnungen der Netzbetreiber 
nach § 72 Absatz 1 Nummer 2 müssen durch einen Wirtschafts-
prüfer, eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einen vereidigten 
Buchprüfer oder eine Buchprüfungsgesellschaft geprüft werden. 
Im Übrigen können die Netzbetreiber und Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen verlangen, dass die Endabrechnungen nach 
den §§ 73 und 74 bei Vorlage durch einen Wirtschaftsprüfer, eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einen vereidigten Buchprüfer 

oder eine Buchprüfungsgesellschaft geprüft werden. Bei der Prü-
fung sind zu berücksichtigen:
1. die höchstrichterliche Rechtsprechung,
2. die Entscheidungen der Bundesnetzagentur nach § 85 und
3. die Entscheidungen der Clearingstelle nach § 81 Absatz 4

Satz 1 Nummer 1 oder Absatz 5.
Für die Prüfungen nach den Sätzen 1 und 2 sind § 319 Absatz 2
bis 4, § 319b Absatz 1, § 320 Absatz 2 und § 323 des Handelsge-
setzbuchs entsprechend anzuwenden.

Finanzanlagenvermittlungsverordnung
§ 25 Abs. 2
(2) Der Prüfer ist zur gewissenhaften und unparteiischen Prüfung 

und zur Verschwiegenheit verpflichtet. Er darf nicht unbefugt 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse verwerten, die er bei sei-
ner Tätigkeit erfahren hat. Ein Prüfer, der vorsätzlich oder fahr-
lässig seine Pflichten verletzt, ist dem Gewerbetreibenden zum 
Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. Meh-
rere Personen haften als Gesamtschuldner.

Finanzkonglomerate-Aufsichtsgesetz
§ 29 Abs. 2 Satz 3
(2) Die Bundesanstalt kann an von ihr durchgeführten Prüfungen 

Abschlussprüfer im Sinne des § 319 des Handelsgesetzbuchs 
beteiligen oder solche Personen mit der Durchführung von 
Prüfungen beauftragen; für diese Personen gelten § 323 des 
Handelsgesetzbuchs sowie die Ausschlussgründe des § 319
Absatz 2 bis 5 und des § 319a des Handelsgesetzbuchs ent-
sprechend. 

Kapitalanlagegesetzbuch
§ 38 Abs. 1 Satz 1 Kapitalverwaltungsgesellschaft
(1) Für den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Prüfungs-

bericht einer externen Kapitalverwaltungsgesellschaft gelten 
die §§ 340a bis 340o des Handelsgesetzbuchs entsprechend. 

§ 47 Abs. 1 Satz 1 AIF-Kapitalverwaltungsgesellschaft
(1) Der Jahresabschluss und der Lagebericht eines geschlosse-

nen inländischen Publikums-AIF im Sinne des § 46 Absatz 1
sind durch einen Abschlussprüfer nach Maßgabe der Bestim-
mungen des Dritten Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts 
des Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs zu prüfen. 

§ 102 Satz 1 bis 3 AIF-Kapitalverwaltungsgesellschaft
Der Jahresbericht des Sondervermögens ist durch einen Ab-
schlussprüfer zu prüfen. Der Abschlussprüfer wird von den Gesell-
schaftern der Kapitalverwaltungsgesellschaft gewählt und von den 
gesetzlichen Vertretern, bei Zuständigkeit des Aufsichtsrats oder
des Beirats von diesem, beauftragt; § 318 Absatz 1 Satz 2, 4 und 
5 des Handelsgesetzbuchs bleibt unberührt. § 318 Absatz 3 bis 8 
sowie die §§ 319, 319b und 323 des Handelsgesetzbuchs gelten 
entsprechend.

§ 104 Abs. 2 Zwischenbericht
(2) Zwischenberichte sind ebenfalls durch einen Abschlussprüfer 

zu prüfen. Auf die Prüfung nach Satz 1 ist § 102 entsprechend 
anzuwenden.

§ 105 Abs. 3 Auflösungs - und Abwicklungsbericht
(3) Auflösungs- und Abwicklungsberichte nach den Absätzen 1 

und 2 sind ebenfalls durch einen Abschlussprüfer zu prüfen. 
Auf die Prüfung nach Satz 1 ist § 102 entsprechend anzuwen-
den.

§ 121 Abs. 2 Satz 6 Investmentvermögen
(2) § 318 Absatz 3 bis 8 sowie die §§ 319, 319b und 323 des 

Handelsgesetzbuchs gelten entsprechend. 
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§ 122 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Halbjahres- und Liquidationsbericht
(1) Soweit eine Prüfung oder prüferische Durchsicht durch den 

Abschlussprüfer erfolgt, gilt § 121 Absatz 2 und 3 entspre-
chend.

(2) Im Fall der Auflösung und Liquidation der Publikumsinvestmen-
taktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital sind die §§ 120 
und 121 entsprechend anzuwenden.

§ 136 Abs. 1 Satz 1 Investmentkommanditgesellschaft
(1) Der Jahresabschluss und der Lagebericht der offenen Invest-

mentkommanditgesellschaft sind durch einen Abschlussprüfer 
nach Maßgabe der Bestimmungen des Dritten Unterabschnitts 
des Zweiten Abschnitts des Dritten Buches des Handelsge-
setzbuchs zu prüfen.

§ 159 Satz 1 Investmentkommanditgesellschaft
§ 136 ist auf die geschlossene Investmentkommanditgesellschaft
anzuwenden.

§ 185 Abs. 2 Satz 1 und 3 Verschmelzung
(2) Die Verschmelzung ist entweder durch eine Verwahrstelle, 

durch einen Wirtschaftsprüfer oder durch den Abschlussprüfer 
des übertragenden Sondervermögens oder des übernehmen-
den Sondervermögens oder EU-OGAW zu prüfen. § 318 Ab-
satz 3 bis 8 sowie die §§ 319, 319b und 323 des Handelsge-
setzbuchs gelten entsprechend.
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